BFH Bundesfinanzhof %

Urteil vom 15. November 2017, | R 39/15

Gemeinniitzigkeit einer Stiftung schweizerischen Rechts - Anforderungen an die Satzung - Darlegung einer
Rechtsverletzung i.S. des & 40 Abs. 2 FGO

ECLI:DE:BFH:2017:U.151117.1IR39.15.0
BFH I. Senat

AO&52Abs1S1,A0852Abs1S2,A08&52Abs2Nr1, A0 &52Abs 2 Nr3,A0&52Abs 2 Nr4,AO &55Abs 1,A0 §
57, A0 859,A0860Abs1S1,A0860Abs1S 2, A0 & 63, EStG & 10d Abs 4 S 2, EStG § 10d Abs 4 S 4, KStG & 5 Abs 1
Nr 9, KStG & 34 Abs 5a, FGO & 40 Abs 2, EStG VZ 2006 , EStG VZ 2007 , EStG VZ 2008 , KStG VZ 2005, A0 8§ 60 Abs 1 S 2,
KStG VZ 2006 , EStG & 10d Abs 1, KStG VZ 2007 , EStG & 10d Abs 2, KStG VZ 2008

vorgehend Finanzgericht Baden-Wirttemberg , 22. April 2015, Az: 3 K 1766/13
Leitsatze

1. NV: Zur Darlegung einer Rechtsverletzung i.S. des § 40 Abs. 2 FGO durch gesonderte Feststellung des verbleibenden
Verlustvortrags zur Korperschaftsteuer reicht es aus, dass der Klager geltend macht, er sei gemaf} & 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG
von der Korperschaftsteuer befreit und durch den Bescheid sei zu Unrecht seine personliche Korperschaftsteuerpflicht
bejaht worden .

2. NV: Eine Satzung, nach der der Zweck der Korperschaft darin besteht, "glinstige Voraussetzungen fir eine positive
Entwicklung des Menschen in einer vom gesellschaftlichen Wandel gepragten Welt" zu schaffen, beschreibt einen
gemeinnutzigen Zweck nicht hinreichend bestimmt .

Tenor

Die Revision der Kldgerin gegen das Urteil des Finanzgerichts Baden-Wirttemberg, Auensenate Freiburg, vom 23. April
2015 3 K 1766/13 wird als unbegriindet zurlickgewiesen.

Die Kosten des Revisionsverfahrens hat die Klagerin zu tragen.

Tatbestand

1 Die Klagerin und Revisionsklagerin (Klagerin) ist eine im Jahr ... gegriindete Stiftung schweizerischen Rechts mit
Satzungssitz in der Schweiz. In ihrer Stiftungsurkunde ist ihr Zweck und die Art seiner Verwirklichung wie folgt
beschrieben:

2 "Die Stiftung bezweckt die Schaffung gunstiger Voraussetzungen fur eine positive Entwicklung des Menschen in
einer vom gesellschaftlichen Wandel gepragten Welt.

3 Im Vordergrund steht die moglichst frihzeitige Erforschung und Bekampfung negativer Einflisse, die einer
gedeihlichen Entwicklung von jungen Menschen hinderlich sein kénnen.

4 Die Stiftung wird zur Erreichung ihres Zweckes auf nationaler und internationaler Ebene Forschungsauftrage
erteilen, Schulungs- und Trainingsprogramme und entsprechende Forschungsprojekte unterstlitzen, nationale und
internationale Kongresse organisieren und finanzieren sowie alle weiteren Tatigkeiten unterstutzen, welche die
positive menschliche Entwicklung zum Ziel haben. Im Ubrigen wird sie in erster Linie Organisationen, Institutionen
und Einzelpersonen in der Schweiz unterstitzen, deren Tatigkeit geeignet ist, den Stiftungszweck zu fordern oder
allenfalls in der Schweiz eigene Aktivitaten entwickeln. Der Stiftung angegliedert ist das ... Museum. Es tragt zur
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Kommunizierung von Stiftungsaktivitaten bei, indem es die Bedeutung des ... als Kommunikationsmittel aller
sozialen Schichten darstellt.

Die Stiftung ist berechtigt, im Rahmen ihres Zweckes weitere Stiftungen im In- und Ausland zu errichten.”

Die Klagerin verpachtete in den Streitjahren (2004 bis 2008) das in ihrem Eigentum stehende, im Inland belegene
Tagungszentrum an eine GmbH.

Der Beklagte und Revisionsbeklagte (das Finanzamt --FA--) sah die Klagerin als mit den durch die Verpachtung
erzielten Einkunften beschrankt steuerpflichtig i.S. des § 2 Nr. 1 des Kérperschaftsteuergesetzes (KStG) i.V.m. & 49
Abs. 1 Nr. 6 des Einkommensteuergesetzes (EStG) --jeweils in der in den Streitjahren geltenden Fassung-- an und
erlief? Kdrperschaftsteuerbescheide fur 2004 bis 2006 sowie Bescheide Uiber die gesonderte Feststellung des
verbleibenden Verlustvortrags zur Koérperschaftsteuer auf den 31. Dezember 2004 und auf den 31. Dezember 2005.
Im Anschluss an eine Aufienprifung ging das FA von Einkunften in Hohe von ... € fur 2005 und ... € fir 2006 sowie
einem Verlust von ... € fur 2004 aus. Mit Bescheiden vom 5. Mai 2009 wurde --unter Berufung auf § 164 Abs. 2 der
Abgabenordnung (AO)-- die Korperschaftsteuer 2004 und 2005 auf jeweils O € und die Korperschaftsteuer 2006 auf
... € festgesetzt sowie der verbleibende Verlustvortrag zur Korperschaftsteuer auf den 31. Dezember 2004 mit ... €
und auf den 31. Dezember 2005 mit ... € festgestellt. Ferner wurde die Kérperschaftsteuer 2007 auf ... € festgesetzt.
Mit Bescheid vom 3. November 2010 setzte das FA die Korperschaftsteuer 2008 auf ... € fest.

Die dagegen gerichtete Klage blieb erfolglos. Das Finanzgericht (FG) Baden-Wurttemberg, Auf3ensenate Freiburg,
wies sie mit Urteil vom 23. April 2015 3 K 1766/13 als unbegriindet ab.

Mit der Revision beantragt die Klagerin, das Urteil des FG und die angefochtenen Steuerbescheide sowie die
angefochtenen Feststellungsbescheide aufzuheben.

Das FA beantragt, die Revision zurtickzuweisen.

Das dem Verfahren beigetretene Bundesministerium der Finanzen hat keinen Antrag gestellt.

Entscheidungsgrunde
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Die Revision ist unbegriindet und daher zurlickzuweisen (§ 126 Abs. 2 der Finanzgerichtsordnung --FGO--). Das FG
hat im Ergebnis zu Recht entschieden, dass die Klagerin nicht von der Kdrperschaftsteuer befreit ist.

1. Die Klage gegen die Korperschaftsteuerbescheide 2004 und 2005 ist zulassig, obwohl die festgesetzte Steuer 0 €
betragt. Durch den Erlass der Festsetzungsbescheide hat das FA der Klagerin fir die Streitjahre 2004 und 2005 die
Steuerbefreiung versagt, wodurch diese beschwert ist (Senatsurteile vom 13. Juli 1994 | R 5/93, BFHE 175, 484,
BStBL 11 1995, 134; vom 21. Oktober 1999 | R 14/98, BFHE 190, 372, BStBL 11 2000, 325; vom 27. November 2013
IR 17/12, BFHE 244, 194, BStBL 11 2016, 68; Urteil des Bundesfinanzhofs --BFH-- vom 22. Juni 2016 V R 49/15,
BFH/NV 2016, 1754).

Nichts anderes gilt, soweit sich die Klagerin gegen die gesonderte Feststellung des verbleibenden Verlustvortrags
zur Korperschaftsteuer auf den 31. Dezember 2004 und auf den 31. Dezember 2005 wehrt. Auch die Feststellung
eines Verlustes setzt die Bejahung der --von der Kldgerin in Abrede gestellten-- personlichen Steuerpflicht voraus
(vgl. FG Minchen, Urteil vom 27. Juli 2007 8 K 3952/05, Entscheidungen der Finanzgerichte 2007, 1677;
Hessisches FG, Urteil vom 10. November 2016 4 K 179/16).

Die Bestimmung des --gemaf & 31 Abs. 1 Satz 1 KStG auch fir die Korperschaftsteuer anwendbaren-- § 10d Abs. 4
Satz 4 EStG in der bis zum Jahressteuergesetz 2010 (JStG 2010) vom 8. Dezember 2010 (BGBL | 2010, 1768, BStBL |
2010, 1394) geltenden Fassung (EStG a.F.) steht einer Beschwer der Kldgerin nicht entgegen. Zwar sind nach dieser
Vorschrift Feststellungsbescheide zu erlassen, aufzuheben oder zu andern, soweit sich die nach § 10d Abs. 4 Satz 2
EStG a.F. zu berucksichtigenden Betrage andern und deshalb der entsprechende Steuerbescheid zu erlassen,
aufzuheben oder zu andern ist. Gemaf: § 10d Abs. 4 Satz 2 EStG a.F. sind verbleibender Verlustvortrag die bei der
Ermittlung des Gesamtbetrags der Einkiinfte nicht ausgeglichenen negativen Einklinfte, vermindert um die nach

§ 10d Abs. 1 EStG a.F. abgezogenen und die nach § 10d Abs. 2 EStG a.F. abziehbaren Betrage und vermehrt um den
auf den Schluss des vorangegangenen Veranlagungszeitraums festgestellten verbleibenden Verlustvortrag. Jedoch
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stlitzt sich die von der Klagerin begehrte Aufhebung der Korperschaftsteuerbescheide 2004 und 2005 auf die
personliche Korperschaftsteuerbefreiung nach & 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG und damit nicht auf eine Aufhebung infolge
("deshalb") einer Anderung der fiir die Ermittlung des verbleibenden Verlustvortrags maRgeblichen Betrage.

2. Das FA hat die Klagerin im Ergebnis zu Recht zur Korperschaftsteuer herangezogen.

a) Die Klagerin ist eine in der Schweiz ansassige Stiftung privaten Rechts mit inlandischen Einklnften aus
Vermietung und Verpachtung i.S. von § 21 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG, die im Inland der beschrankten Steuerpflicht
gemaf § 49 Abs. 1 Nr. 6 EStGi.V.m. § 2 Nr. 1, & 8 Abs. 1 KStG unterfallen.

Dabei kommt es weder darauf an, ob die Klagerin in den Streitjahren einen Gewerbebetrieb unterhielt, noch, ob sie
einer Korperschaft, Personenvereinigung oder Vermodgensmasse i.S. des § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 KStG vergleichbar war.
Zwar zahlen nach & 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. f Doppelbuchst. aa EStG i.d.F. des Jahressteuergesetzes 2009 (JStG 2009)
vom 19. Dezember 2008 (BGBL | 2008, 2794, BStBL | 2009, 74) zu den inlandischen Einkinften auch Einkinfte aus
Gewerbebetrieb, die durch Vermietung und Verpachtung von inlandischem unbeweglichen Vermogen erzielt
werden. Als Einklinfte aus Gewerbebetrieb gelten dabei nach § 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. f Satz 2 EStG i.d.F. des JStG
2009 --nunmehr & 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. f Satz 3 EStG i.d.F. des Gesetzes zur Reform der Investmentbesteuerung
(Investmentsteuerreformgesetz - InvStRefG) vom 19. Juli 2016 (BGBL | 2016, 1730, BStBL | 2016, 731)-- auch die
Einkiinfte aus Tatigkeiten im Sinne dieses Buchstabens, die von einer Korperschaft i.S. des & 2 Nr. 1 KStG erzielt
werden, die mit einer Kapitalgesellschaft oder sonstigen juristischen Person i.S. des § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 KStG
vergleichbar ist. Jedoch ist die Regelung nach der allgemeinen Anwendungsregel des & 52 Abs. 1 Satz 1 EStG i.d.F.
des JStG 2009 erstmals fiir den Veranlagungszeitraum 2009 anzuwenden. Die fehlende zeitliche Anwendbarkeit in
den Streitjahren schlieRt es auch aus, § 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. f Satz 2 EStG i.d.F. des JStG 2009 bei fehlender
Vergleichbarkeit mit einer Kapitalgesellschaft oder sonstigen juristischen Person i.S. des § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 KStG
--uber seinen Wortlaut hinaus-- im Streitfall eine Sperrwirkung hinsichtlich der Anwendung des § 49 Abs. 1 Nr. 6
EStG zuzuerkennen.

b) Die Klagerin ist nicht nach & 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG von der Korperschaftsteuer befreit.

aa) Ausgangspunkt und Mafistab der Gemeinnutzigkeit ist allein das (innerstaatliche) deutsche Recht, gleichviel, ob
die betreffende Korperschaft im In- oder im Ausland ansassig ist. Die Bundesrepublik Deutschland ist auch aus
Grunden des Unionsrechts --insbesondere der grundsatzlich auch im Verhaltnis zu Drittstaaten anwendbaren
Kapitalverkehrsfreiheit-- nicht verpflichtet, den Gemeinnitzigkeitsstatus auslandischen Rechts anzuerkennen
(Urteile des Gerichtshofs der Europaischen Union Centro di Musicologia Walter Stauffer vom 14. September 2006 C-
386/04, EU:C:2006:568, Rz 47; Persche vom 27. Januar 2009 C-318/07, EU:C:2009:33, Rz 48; Senatsurteile vom

20. Dezember 2006 | R 94/02, BFHE 216, 269, BStBL 11 2010, 331; vom 17. September 2013 | R 16/12, BFHE 243,
319, BStBL Il 2014, 440; vom 25. Oktober 2016 | R 54/14, BFHE 256, 66, BStBL Il 2017, 1216; BFH-Urteil vom
21.Januar 2015 X R 7/13, BFHE 248, 543, BStBL Il 2015, 588).

bb) Gemaf: § 5 Abs. 1 Nr. 9 Satz 1 KStG sind von der Kdrperschaftsteuer befreit Kdrperschaften,
Personenvereinigungen und Vermogensmassen, die nach ihrer Satzung oder ihrer sonstigen Verfassung und nach
ihrer tatsachlichen Geschaftsfihrung ausschliefilich und unmittelbar gemeinnutzigen, mildtatigen oder kirchlichen
Zwecken dienen.

Nach dem insoweit maigeblichen & 52 Abs. 1 Satz 1 AO verfolgt eine Koérperschaft gemeinnitzige Zwecke, wenn
ihre Tatigkeit darauf gerichtet ist, die Allgemeinheit auf materiellem, geistigem oder sittlichem Gebiet selbstlos zu
fordern. Eine Forderung der Allgemeinheit ist nicht gegeben, wenn der Kreis der Personen, dem die Forderung
zugutekommt, fest abgeschlossen ist, zum Beispiel bei einer Zugehorigkeit zu einer Familie oder der Belegschaft
eines Unternehmens oder infolge seiner Abgrenzung, insbesondere nach raumlichen oder beruflichen Merkmalen,
dauernd nur klein sein kann (& 52 Abs. 1 Satz 2 AO). Nach & 55 Abs. 1 AO erfolgt eine Forderung nur dann selbstlos,
wenn dadurch nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke --z.B. gewerbliche Zwecke oder sonstige
Erwerbszwecke-- verfolgt werden.

GemaR & 59 AO wird die Steuerverglinstigung nur gewahrt, wenn sich aus der Satzung ergibt, welchen Zweck die
Korperschaft verfolgt, dass dieser Zweck den Anforderungen der 8 52 bis 55 AO entspricht und dass er
ausschliefslich und unmittelbar verfolgt wird. Dazu mussen die Satzungszwecke und die Art ihrer Verwirklichung so
genau bestimmt sein, dass auf Grund der Satzung gepruft werden kann, ob die satzungsmafRigen Voraussetzungen
fur die Steuervergunstigung gegeben sind (§ 60 Abs. 1 Satz 1 AO; sog. formelle Satzungsmafiigkeit; vgl. Senatsurteil
vom 31. Oktober 1984 | R 21/81, BFHE 142, 386, BStBL Il 1985, 162). Der Satzungszweck und die Art seiner
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Verwirklichung sind --jedenfalls, soweit ihnen kein jedermann bekanntes, begrifflich fest umrissenes gedankliches
Konzept zugrunde liegt-- so weit wie moglich zu konkretisieren (Senatsurteil vom 9. Juli 1986 | R 14/82, BFH/NV
1987, 632; Senatsbeschluss vom 3. September 1999 | B 75/98, BFH/NV 2000, 301). Zwar genugt es, dass diese
Voraussetzungen auf Grund einer Auslegung der (gesamten) Satzungsbestimmungen als gegeben angesehen
werden konnen (Senatsurteile vom 13. Dezember 1978 | R 39/78, BFHE 127, 330, BStBL 11 1979, 482; vom

29. August 1984 | R 203/81, BFHE 142, 51, BStBL Il 1984, 844; vom 13. August 1997 | R 19/96, BFHE 183, 371,
BStBL Il 1997, 794; vom 10. November 1998 | R 95/97, BFH/NV 1999, 739; vom 21. Juli 1999 I R 2/98, BFH/NV
2000, 297). Jedoch muss die Satzung zweifelsfrei erkennen lassen, dass der Steuerpflichtige ausschliefilich
gemeinnutzige Zwecke verfolgt. Insoweit bestehende Unklarheiten gehen zu Lasten dessen, der sich auf die
Steuervergiinstigung beruft (Senatsurteil vom 26. Februar 1992 | R 47/89, BFH/NV 1992, 695).

§ 60 Abs. 1 Satz 2 AO i.d.F. des JStG 2009, wonach die Satzung die Festlegungen der Mustersatzung (Anlage 1 zu

§ 60) enthalten muss, welche u.a. die Begriffe "ausschliefilich” und "unmittelbar” auffihrt, ist gemaf’ Art. 97 § 1f
Abs. 2 des Einfuhrungsgesetzes zur Abgabenordnung auf Kérperschaften anzuwenden, die nach dem 31. Dezember
2008 gegruindet werden. Fur die 1989 gegriindete Klagerin sind damit die in der Anlage 1 zu & 60 AO enthaltenen
Festlegungen fir die Gewahrung von Steuerverguinstigungen ohne Bedeutung (vgl. Senatsbeschluss vom 30. April
1997 1 B 21/96, BFH/NV 1997, 732; Senatsurteil in BFHE 142, 51, BStBL || 1984, 844).

cc) Nach diesen Mafdstaben ist das FG zu Unrecht davon ausgegangen, dass der Satzung der Klagerin deren Zweck
hinreichend bestimmt zu entnehmen ist. Dies schlief3t unabhangig davon, inwieweit sich die tatsachliche
Geschaftsfihrung der Klagerin auf die ausschlieBliche und unmittelbare Erfullung steuerbeglinstigter Zwecke
gerichtet ist (8 63 AO), die Gemeinnutzigkeit aus.

Der satzungsmafdige Zweck der Klagerin, "guinstige Voraussetzungen fir eine positive Entwicklung des Menschen in
einer vom gesellschaftlichen Wandel gepragten Welt" zu schaffen, ist zu unbestimmt, um beurteilen zu kénnen, ob
durch seine Erfullung die Allgemeinheit selbstlos gefordert wird. Insbesondere sind Betatigungen nicht
ausgeschlossen, die zwar in gesamtwirtschaftlicher Betrachtung auch der Forderung der allgemeinen Wohlfahrt
--und damit einer im 6konomischen Sinn positiven menschlichen Entwicklung-- dienen, jedoch gleichzeitig auch fir
die Klagerin --im Sinne einer nicht selbstlosen privatwirtschaftlichen Betatigung (vgl. BFH-Urteil vom 31. Januar
1973 11 R 51, 58, 62/69, BFHE 109, 383, BStBL 11 1973, 690)-- oder --im Rahmen einer ebenfalls nicht als
gemeinnutzig anzuerkennenden Wirtschaftsforderung (Senatsurteil vom 21. Mai 1997 | R 38/96, BFH/NV 1997, 904;
s.a. Senatsurteil vom 6. Oktober 2009 | R 55/08, BFHE 226, 525, BStBL Il 2010, 335)-- fur bestimmte gewerbliche
Unternehmen von wirtschaftlichen Nutzen sind. Dies gilt vor allem angesichts des Umstandes, dass das der Klagerin
angegliederte Museum ausweislich ihrer Satzung die Bedeutung des ... --und damit eines wirtschaftlich nicht
unbedeutenden ...mittels-- "als Kommunikationsmittel aller sozialen Schichten darstellt".

Auch wird --anders als es das FG angenommen hat-- diese Zielsetzung nicht dadurch hinreichend bestimmt, dass
die Klagerin nach ihrer Satzung "auf nationaler und internationaler Ebene Forschungsauftrage erteilen, Schulungs-
und Trainingsprogramme und entsprechende Forschungsprojekte unterstlitzen, nationale und internationale
Kongresse organisieren und finanzieren" wird. Zwar ist --unter den Voraussetzungen des & 52 Abs. 1 AO-- als
Forderung der Allgemeinheit u.a. die Forderung von Wissenschaft und Forschung anzuerkennen (§ 52 Abs. 2 Nr. 1
AQO in der fir die Streitjahre 2004 bis 2006 geltenden Fassung der Bekanntmachung der Neufassung der
Abgabenordnung vom 1. Oktober 2002, BGBL | 2002, 3866, --AO a.F.--; § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AO in der fur die
Streitjahre 2007 und 2008 geltenden Fassung des Gesetzes zur weiteren Starkung des birgerschaftlichen
Engagements vom 10. Oktober 2007, BGBL | 2007, 2332, --AO n.F.--). Der Klagerin ist es nach ihrer Satzung jedoch
daruber hinaus mdglich, "alle weiteren Tatigkeiten”, "welche die positive menschliche Entwicklung zum Ziel haben”,
--und damit auch nicht auf die Forderung der Allgemeinheit gerichtete Tatigkeiten-- zu unterstuitzen.

Dies gilt auch, soweit die Satzung auf die "maglichst frihzeitige Erforschung und Bekampfung negativer Einflusse,
die einer gedeihlichen Entwicklung von jungen Menschen hinderlich sein kdnnen", abstellt. Der entsprechenden
Satzungsbestimmung ist --zum einen-- nicht zu entnehmen, dass die Forschung nicht im Interesse einzelner
Auftraggeber betrieben wird und somit so genannte --nicht dem gemeinen Wohl dienende (Senatsurteil vom 4. April
2007 | R 76/05, BFHE 217, 1, BStBL Il 2007, 631; BFH-Urteil vom 30. November 1995 V R 29/91, BFHE 179, 447,
BStBL I1 1997, 189)-- Ressort- oder Auftragsforschung gegeben ist. Zum anderen ist zwar --neben der Forderung der
Wissenschaft und Forschung-- auch die Forderung der Jugendhilfe (§ 52 Abs. 2 Nr. 2 AO a.F.; § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4
AO n.F.) sowie des offentlichen Gesundheitswesens und der 6ffentlichen Gesundheitspflege (§ 52 Abs. 2 Nr. 2 AO
a.F.; 8 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 AO n.F.) als Forderung der Allgemeinheit anzuerkennen. Jedoch ist diese Zwecksetzung
nicht abschlief?end; sie steht nach der Satzung der Klagerin lediglich "im Vordergrund".
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29 3.Da es schon an der formellen SatzungsmaRigkeit fehlt, kann dahinstehen, ob die Kldgerin die sonstigen
Voraussetzungen der 88 52 ff. AO, insbesondere des & 57 AO erfuillt. Auch ist unerheblich, ob es die unionsrechtlich
verbiirgte Kapitalverkehrsfreiheit (Art. 56 des Vertrags zur Griindung der Europdischen Gemeinschaft i.d.F. des
Vertrags von Nizza zur Anderung des Vertrags (iber die Europaische Union, der Vertrdge zur Griindung der
Europaischen Gemeinschaften sowie einiger damit zusammenhdngender Rechtsakte, Amtsblatt der Europaischen
Gemeinschaften 2002, Nr. C 325, 1, jetzt Art. 63 des Vertrags Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union i.d.F.
des Vertrags von Lissabon zur Anderung des Vertrags (iber die Europaische Union und des Vertrags zur Griindung
der Europaischen Gemeinschaft, Amtsblatt der Europdischen Union 2008, Nr. C 115, 47) gebietet, die
Steuerbefreiung des § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG auf die Klagerin zu erstrecken, obwohl nach dem --gemaf3 § 34 Abs. 5a
KStG i.d.F. des JStG 2009 auch fiur Veranlagungszeitraume vor 2009, d.h. auch in den Streitjahren anwendbaren-- § 5
Abs. 2 Nr. 2 KStG i.d.F. des JStG 2009 die Befreiungen nach & 5 Abs. 1 KStG --und somit auch die des 8 5 Abs. 1 Nr. 9
KStG-- nicht fur beschrankt Steuerpflichtige i.S. des & 2 Nr. 1 KStG gelten, die --wie die Klagerin-- weder Sitz noch
Geschaftsleitung in einem Mitgliedstaat der Europdischen Union oder eines Staates haben, auf den das Abkommen
uber den Europaischen Wirtschaftsraum Anwendung findet.

30 4. Nach dem Vorstehenden hat das FA zu Recht die angefochtenen Bescheide erlassen. Anhaltspunkte dafir, dass
die Bescheide aus anderen Griinden rechtsfehlerhaft sein konnten, sind weder den Feststellungen des FG zu
entnehmen noch von der Klagerin benannt worden. Damit erweist sich das Urteil des FG als zutreffend und die
dagegen gerichtete Revision als unbegriindet.

31 5. Die Kostenentscheidung folgt aus & 135 Abs. 2 FGO.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de

Page 5 of 5


https://www.bundesfinanzhof.de/en/entscheidungen/entscheidungen-online/decision-detail/STRE201850062/

	Urteil vom 15. November 2017, I R 39/15
	Leitsätze
	Tenor
	Tatbestand
	I.

	Entscheidungsgründe
	II.



